es einer ſolchen Ermahnung 
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Die warſchauer Vorgänge. 

AT Warſchau, 16. März. Die heutigen Blätter enthalten 
den nachſtehenden Erlaß des Fürſten⸗Statthalter an die Be⸗ 
wohner der Stadt Warſchau: „Um den Aufbetzereien übelgefinnter 
Menſchen zur Ausführung von Straßen⸗Manifeſtationen jeder Art ein 
Ziel zu ſetzen, wird hiermit nochmals zur allgemeinen Kenntniß ge 
bracht, daß alle dergleichen Manifeſtationen nicht zuläſſig und für die 
allgemeine Ordnung gefährlich ſind. Aus dieſer Veranlaſſung wird 
das maſſenhafte Anſammeln auf Straßen und Plätzen zu Manifeſta⸗ 
tionen, welcher Art ſie auch immer ſeien, oder zu Prozeſſionen, welche 
von den geiſtlichen Behörden nicht angeordnet ſind, ſtreng unterſagt. 

Bewohner Warſchau's! höret meine Mahnung und zwingt mich 
nicht zu der ſchmerzlichen Maßregel, die Ordnung mit bewaffneter Hand 
wiederherſtellen zu müſſen. 

Die Polizei⸗Behörde hat gleichzeitig den Auftrag erhalten, dieſe 
meine Warnung allen Hauseigenthümern kund zu thun, und ihnen 
aufzugeben, dieſelbe ihren Miethern mitzutheilen, damit ſich Niemand 
mit Unkenntniß entſchuldigen könne.“ 

Dieſer Erlaß des Fürſten Gortſchakoff iſt, wie wir in Erfahrung 
bringen, durch die Abſicht einer großen Frauen:Demonftration 


veranlaßt worden. Man hoffte nämlich, die Regierung werde einer 


Prozeſſion von Frauen (kein Mann ſollte hierbei ſichtbar fein) nichts 
in den Weg ſetzen, am wenigſten ſie durch Koſaken auseinander 
treiben laſſen. Nach Einigen ſollte dieſe Demonſtration heute (Sonn⸗ 
abend), was nicht geſchehen iſt, nach Anderen am nächſten Montag 
ftattfinden. In Folge obigen Erlaſſes wird dieſelbe wohl ganz unter⸗ 
bleiben. — Die Nachricht von dem Rücktritt des Geh. Rathes von 
Muchanow von dem Poſten eines Kurators des warſchauer Lehrbezirkes 
wurde in der geſtrigen Abendſitzung des Bürges⸗Ausſchußes mit lauten 
Beifallsrufen, Händeklatſchen, Hutſchwenken begrüßt. Die „Gazeta 
Rzadowa“ und „Policyjna“ melden dies Ereigniß in folgenden Worten: 
„In Folge Geſuches des Geh. Rathes von Muchanow, ihm 
bei den gegenwärtig ſehr erweiterten Funktionen als präſidirender 
General-Direktor in der Regierungs-Kommiſſion des Innern und 
der geistlichen Angelegenheiten eine Erleichterung zu verſchaffen, 
hat Se. Durchlaucht das Amt eines Kurators des warſchauer 
Lehrbezirkes dem Geh. Rath von Laszezynski zu übertragen geruht.“ 
Herr Laczezynski war bis jetzt Civil⸗Gouverneur des Regierungs- 
bezirkes Warſchau und erfreute ſich in dieſer Stellung der Sympathien 
des Landes. Seine Ernennung zum Chef der neu zu errichtenden Re⸗ 
gierungs⸗Commiſſion der Unterrichts⸗Angelegenheiten, welche in Gemäß⸗ 
heit der vom Kaiſer in Ausſicht geſtellten gänzlichen Reform des Sy: 
ſtemes der öffentlichen Erziehung begründet werden ſoll, hat allgemein 
befriedigt. 
bo die Befähigung des Geh.⸗Rathes v. Laszezynski für dies hoch⸗ 


ir wichtige Staatsamt noch nicht feſtſteht, fo rühmt man ihm dennoch 


Biederkeit und Feſtigkeit des. Charakters nach und hofft von ſeiner zu⸗ 
künftigen Amtsthätigkeit die beſten Reſultate. Herr v. Laszezynski ſoll 
den neuen Poſten nur unter der Bedingung vollkommener Unabhän⸗ 
gigkeit von dem Minifterium der Aufklärung in St. Petersburg ange⸗ 
nommen haben. Auf eine dieſerhalb telegraphiſch nach dort abgeſandte 
Anfrage ſoll eine bejahende Antwort eingegangen, und ſomit die Pu⸗ 
blizirung durch die Blätter ſchon heute erfolgt ſein. 


Preußen 
Landtag. 
K. C. 26. Sitzung des Herrenhauſes vom 16. März. 
Präsident Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 11% Uhr. — 
Am Miniftertiihe: Graf Pückler, v. Patow und v. Bernuth. 2 
Bevor zur Tagesordnung übergegangen wird, bemerkt der Präſident, 
daß in früheren Jahren das Präſidium des Hauſes beauftragt worden ei, 
Sr. Maj. dem Könige zu deſſen Geburtstage die Glückwünſche und Gefühle 
der Treue und Ergebenheit des Hauſes auszusprechen; er ſchlägt vor, in 
dieſem Jahre wieder ſo zu verfahren; das Haus iſt damit einverſtanden. 
Die geſtern vertagte Diskuſſion über den Arnimſchen Antrag wird 


fortgeſetzt. \ . } j 
err v. N ee (ſchwer verſtändlich): Er habe ſich ſchon mit dem 
weſtfäliſchen Provinzial⸗Landtage für die Ausgleichung der Grundſteuer er⸗ 
klärt als eine gerechte Maßregel. Der Arnimſche Antrag entſpreche nicht 
einer . Steuervertbeilung, erhöhe nur das jetzt ſchon beſtehende Miß⸗ 
verhältniß in der Beſteuerung des Einkommens und des Grundbeſitzes, und 
war mindeſtens bis 1870; ob es dann aufhöre, ſei ihm zweifelhaft. Schon 
früher ſei eine fundirte Einkommenſteuer borgeichlagen, aber aus praktiſchen 
Gründen aufgegeben. Jetzt darauf zurückzukommen, ſei bedenklich. Erſte 
Bedingung ſei genaue Feſtſtellung des Steuerobjekts; wie die hier möglich 
nach dem Geſetze von 1851, könne er nicht einſehen; die Grundlagen der 
Einkommenſtener Veranlagung gäben kein zuverläſſiges Material für die hier 
erforderliche Scheidung der Einkommenarten; weder bei der Einſchäzung, 
noch bei Reklamationen komme jetzt die Quelle des Einkommens zur Frage. 
Der Arnimſche Antrag ſei alſo zu verwerfen: 1) weil er auf Prämiſſen be⸗ 
ruhe, die erſt bei Berathung der Grundſteuer⸗Vorlagen zur Entſcheidung 
kommen, 2) weil er zu einer neuen Prägravation der ſchon überbürdeten 
Provinzen führe, und 3) weil er nicht praktiſch ausführbar ſei. 
Fürſt zu Hohenzollern, v. Auerswald und Graf Schwerin find an dem 
Miniſtertiſche erſchienen. 5 8 
Hr. v. Waldeck⸗Steinhöfel: Bei Ablauf der Zollvereinsverträge 
mußten die indirekten Steuern eine Reform erfahren, wie in den zwanziger 
Jahren; er hoffe auf denſelben glüdlichen Erfolg wie damals. Der jetzige 
Buftand ſei ein Proviſorium und da verlange der Finanzminiſter eine Grund⸗ 
ſteuererhöhung. Dieſer Erhöhung — nicht der Ausgleichnnn — gegenüber ſei 
der Arnimſche Antrag geſtellt. Derſelbe treffe nur die Wohlhabenden be⸗ 
dürfe nicht der Millionen Auslagen, wie der Plan des Finanzminiſters. Was 
der Miniſter im Definitivum wolle, ſei nicht klar; zu vermuthen ſei, daß er 
durch direkte Steuern die Ausgaben decken wolle; er (Redner) und ſeine 
Freunde wollten das durch indirelte Steuern; reiche das nicht aus, jo wür⸗ 
den fie vielleicht mit Freuden feiner Erhöhung der Grundsteuer zuſtimmen. 
— Der Arnim'ſche Antrag, heiße es, ſei mit dem gegenwärtigen Apparat 
nicht ausführbar; aber wenn dieſer e zur Erhebung von 13 ½ Mill. 
ausreiche, werde er auch für weitere 2 Mill. ausreichen. Die jetzigen Grund⸗ 
lagen, beiße es, genügten nicht; nun, der liebe Gott babe die Welt ohne alle 
Grundlagen geſchaffen; die jetzigen Liſten und Kataſter ſeien ein Werk der 
Buüreaukratie, und dieſe verehrte Büreaukratie werde auch ſchon für die wei⸗ 
teren Liſten ſorgen. — Der Antrag ſolle ferner den Grundſteuervorlagen 
entgegentreten, ehe ſie eingebracht ſeien; aber wir wollen nur mit gleichen 
Waffen kämpfen; wir wollen für die Armee auch Geld bewilligen, aber nicht 
Grundſteuer; unſeren Grenadieren iſt es ganz gleichgiltig, ob ſie von Grund⸗ 
ſteuer⸗Thalern leben oder von anderen Thalern. — Endlich werde dem Ans 
trag vorgeworfen, er wolle keine dauernde Ausgabe durch eine temporäre 
Einnahme decken; ob dann der Zuſchlag, auf den der Finanzminiſter rechne, 
nicht auch temporär fein ſolle?! — Schließlich müſſe er gegen Graf Revent- 
low, der ſich berufen gefühlt habe, das Haus zur e zu ermah⸗ 
nen, Folgendes bemerken: „Hätte Graf Reventlow längere Zeit die Ehre, 
dem preußiſchen Unterthanenverband ai bed ur ſo würde er wiſſen, daß 
5 niemals bedurſt hat; er würde wiſſen, daß 
eſem Hauſe ſich Träger vieler Namen befinden, 
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Außerdem übernehmen alte Poſt⸗ 
welche Sonntag und Montag 


an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 18. März 1861. 


ren, wie weit ſie mit der Heranziehung des Einkommens gehen wollten. Er⸗ 
wäge man, welche Umſtände der Antrag veranlaſſen würde, welche neue Er⸗ 
mittelungen angeſtellt werden müßten, ſo werde man finden, in welchen un⸗ 
redlichen Zwieſpalt man gelange. In welches eigenthümliche Verhältniß 
würden die bisher zu hoch beſteuerten Provinzen treten, wenn man in ihnen 
neben der Grundſteuer die neue Einkommenſteuer von fundirter Einkommen⸗ 
ſteuer erheben wollte; das wäre eine ſchreiende Ungerechtigkeit. Ein Punkt 
ſei wiederholt in der Diskuſſion vorgekommen, auf den er ſehr ungern ein⸗ 
gehe, es ſei viel von Opferwilligkeit geſprochen worden. 

Bei jedem Antrage, der in dieſem Hauſe zur Berathung komme, dürfe 
nur die Rückſicht auf das Wohl des Landes maßgebend ſein, nie das pe⸗ 
cuniäre Intereſſe allein. Das könne nicht in Abrede geſtellt werden, daß nach 
Annahme der große Grundbeſitz in den Provinzen Prenßen, Pommern, 
Brandenburg und Poſen ſehr weſentliche Vortheile haben würde; da würde 
in den überlaſteten den die Opferwilligkeit ſtark auf die Probe ge⸗ 
ſtellt. Was die Ausführbarkeit des Antrags betreffe, jo werde die Vorbe⸗ 
reitung eben ſo lange Zeit beanſpruchen, als der Plan der Regierung. 
Wäre die Regierung für den Antrag, wie ſie gegen denſelben ſei, ſo würde 
es ihr doch nicht gelingen, früher, als in der nächſten Legislaturperiode 
einen bezüglichen Geſetzentwurf vorzulegen: — Als Zwecke des Antrages 
gebe man die Beſeitigung der Grundſteuer⸗Erhöhung an; ob man auch zu⸗ 

leich die Ausgleichung beſeitigen wolle, ſei noch zweifelhaft, da einige Stel⸗ 
en im Commiſſionsbericht ſich für die Ausgleichung ausſprächen. Seinen 
Standpunkt zu dieſer Frage zu entwickeln, werde er bei der Grundſteuerde⸗ 
batte Gelegenheit haben, und er wolle nur ſagen, wie nach ſeiner Anſicht 
ſich die Erhöhung der Grundſteuer zur Aus leichung verhalte. Er betrachte 
die Ausgleichung als eine durch die Geſchichte, durch die Geſetze und die 
Verfaſſung gebotene, unabweisliche Forderung der Gerechtigkeit, eine Forde⸗ 
rung der politiſchen Nothwendigkeit. Die Erhöhung der Grundſteuer da⸗ 
gegen ſei eine Frage der Zweckmäßigkeit. Für die Armenbedürfniſſe ſeien 
dauernde Ausgaben, jomit auch dauernde Einnahmen nöthig. Auf der an⸗ 
dern Seite mülſſe die Regierung die Maßregel der Ausgleichung durchführen, 
und es frage ſich, ob man die Gleichſtellung in der Grundſteuer fo wolle, 
daß die belaſteten Provinzen ermäßigt und die begünſtigten ſoweit erhöht 
würden, daß der erforderliche Betrag erzielt würde, oder ob die Gleichſtel⸗ 
lung der Art durchzuführen ſei, daß die belaſteten Provinzen nicht ermäßigt 
und den begünſtigten der volle Betrag ener würde? Gründe der Bil⸗ 
ligkeit ſprächen fur die Vorſchläge der Regierung. Vom Throne ſei die 
feierliche Aufforderung an den Landtag ergangen, dieſe Frage zu löſen. 
Das Abgeordnetenhaus habe dies mit großer Mehrheit gethan. Solle nun 
das Herrenhaus, ohne in eine Erörterung der Regierungsvorlage einzugehen, 
von vornherein dieſelbe ablehnen? Er hoffe, nein. (Bravo links.) 

Herr v. Zedlitz⸗Neukirch: Die Militär⸗Reorganiſation ſei Fleiſch und 
Bein geworden, und die großartige Maßregel habe am 18. Januar eine 
impoſante Einweihung ihn, etzt handele es fin darum, die Mittel 
herbei zu ſchaffen. Herr Baumſtar habe ihn nicht abend er (Redner) 
halte den Arnimſchen — 5 für ausführbar und gerecht. Als der Finanz⸗ 
miniſter voriges Jahr die Militärvorlagen überreichte, bezeichnete er ſie als 
einſtweilige; das „Einſtweilen“ ſei nun geſchwunden, der Finanzminiſter aber 
noch da. (Herr v. Patow nickt dem Redner zu.) Der Miniſter . das könne 
nicht geleugnet werden, in einer ſchwierigen Lage, da er die Mittel herbei⸗ 
ſchaffen müſſe. Die Grundſteuer ſei ein Zankapfel der politiſchen Parteien 
geworden, und, wenn das Herrenhaus ſie ablehne, würde man verſuchen, 
es nach oben und unten hin zu diskreditiren; es werde viel Dinte verſpritzt 
werden, das Haus dürfe ſich aber dadurch nicht ſchrecken laſſen. Friedrich 
Wilhelm IV., der intellektuelle Schöpfer des Herrenhauſes, habe mit prophe⸗ 
tiſchem Seherblid die Hoffnung ausgeſprochen, daß das Herrenhaus ein Boll⸗ 
werk gegen die Revolution und ein 
werde. „Ob wir es noch erleben, daß unſere Prinzipien ſiegen, oder ob 
wir von der Revolution hinweggeſchwemmt werden, — das weiß nur der da 
oben. Wenn aber auch alles untergeht, die alte Opferwilligkeit wird blei⸗ 
ben.“ Er und ſeine Freunde wollten dieſelbe durch die Annahme des Ar⸗ 
nimſchen Autrages bethätigen. Blieben ſie in der Minorität, ſo hätten ſie 
doch wenigſtens den beſten Willen gezeigt. (Bravo rechts.) 

Reg.⸗Commiſſar Bitter: Namens der Regierung noch einige Bemer⸗ 
kungen. Im Falle der Ausführung des Antrages würde der weſentlichſte 
Zweck der Regierung, die minder Wohlhabenden von der Erhöhung der Steuern 
auszuſchließen, verloren gehen; es würde nach dem Antrage nur eine andere 
Vertheilung der Steuern eintreten. Dieſer Zweck würde ſich aber auf eine 
einfachere Weiſe erreichen laſſen, denn es es komme dann nur darauf an, 
die Einkommenſteuer, Klaſſenſteuer ꝛc. mit einem beſtimmten Zuſchlage zu 
belegen. Er wolle ſich über die Zweckmäßigkeit eines ſolchen Verfahrens 
nicht ausſprechen, ſondern nur nur hervorheben, daß dies leichter auszufüh⸗ 
ren ſei, als der Antrag. Was die praktiſche Ausführung des Antrages an⸗ 
lange, jo habe die Regierung ſich in ihter nen nicht erſchüttern 
laſſen können, daß derſelbe auf Grund der beſtehenden Verhältniſſe nicht 
ausführbar ſei. Man habe die Einkommenſteuer mit Recht eine verbeſſerte 
Klaſſenſteuer genannt, eine ſolche ſei ſie in der That, und ſie habe ſich ſeit 
ihrer * 47 ſehr wohl bewährt. Nichtsdeſtoweniger werde es nicht ver⸗ 
kannt, daß ſie einer Verbeſſerung fähig ſei, und die Regierung werde die ihr 
gegebenen m rin benutzen; bei eventuellen Vorſchlägen hoffe fie dann 
a die Zuſtimmung der Antragſteller. Zu einer fo tief eingreifenden Ab⸗ 
änderung der beſtehenden Geſetzgebung, wie der Antrag es wolle, ſeien große 
Vorbereitungen und Arbeiten nothwendig, und es ſei unmöglich, die vorge⸗ 
ſchlagene Steuer danach am erſten Januar 1862 zur Hebung zu bringen. 
Die Staatsregierung halte es für unpolitiſch, zum Zwecke einer vorüber⸗ 
era Steuer ſo tief eingreifende Aenderungen zu veranlaſſen, denn die 

nbequemlichkeiten derſelben ſtänden nicht im Verhältniſſe zu dem Zwecke. 
— Es ſei geſtern der Staatsregierung vorgeworfen worden, welche unerhörte 
Laſt ſie durch die Erhöhung der Glundſtener dem Lande aufbürde. Es 
handle ſich hier nicht um eine Summe von 10 Millionen, denn das Grund⸗ 
eigenthum u ſchon 8 Millionen Steuer. Es ſolle nur eine Erhöhung von 
1,850,000 Thlr. eintreten, welche alſo noch nicht ſeinmal 1 % betrage. Zur 
Beruhigung derer, welche geſtern auf die armen Klaſſen, die Tagelöhner, 
Büdner, Häusler u. ſ. w., hingewieſen haben, müſſe er conſtatiren, daß ges 
rade dieſe armen Leute zur Zeit in der Grundſteuer die höchſthelaſteten ſeien 
im ganzen preußiſchen Staate. Dieſen kleinen Grundbeſitzern ſolle durch die 
Regulirung der Grundſteuer eine bedeutende Erleichterung zu Theil werden; 
ſie ſollen 3, 4, 5 Theile der Steuer für die Ewigkeit los werden, und für 
dieſe Ausſicht würden ſie wohl gem noch die paar Jahre hindurch den Zur 
ſchlag zahlen. Ein großer Theil der Grundbeſitzer erhalte Ermäßigungen, 
und wo die Laſt zu ſtark drücken ſollte, da trete der Staat mit der chäͤ⸗ 
digung ein. Nach Seiten der Opferbereitſchaft habe die Staatsregierung 
dem Antrage ihre Anerkennung zu Theil werden laſſen; aber im Lande könne 
die Anſicht herrſchen, daß diejenigen, welche jetzt bereit ſeien, für einige Jahre 
ein Opfer de bringen, die Abſicht hätten, ſich dadurch des dauernden Opfers 
der Grundſteuer zu entziehen. — In Bezug auf einen andern Einwand müſſe 
er bemerken, daß die großen Städte durch die Häuſerſteuer ſehr belaſtet wür⸗ 
den, aber die kleineren Städte, welche der Laſt des Serviſes unterlägen, eine 
Erleichterung erhalten ſollten, welche ihnen der Arnim 'ſche Antrag nicht zu⸗ 
kommen laſſe. Einer der Vorredner habe bemerkt, die Grundſteuer ſei eine 
Frage des Rechts, nicht aber eine Frage der Finanz⸗Intereſſen. Dieſem 

usſpruche könne die Regierung vollſtändig beitreten. Derſelbe Redner habe 
ſich demnächſt aber Hieber e gegen die Gerechtigkeit der Grundſteuer⸗Aus⸗ 
gleichung erklärt. Hierbei trete er in einen gewiſſen Widerſpruch mit dem⸗ 
jenigen, was der Haupt-Antragfteller in ſeiner Rede ausgeſprochen babe, daß 
nämlich die Frage der Ausgleichung der Grundſteuer mit dem Antrage in 
gar keiner Verbindung ſtehe. — Dem Arnim'ſchen Antrage liege die An⸗ 
nahme zu Grunde, daß die Grundſteuer den Charakter einer Rente habe, 
daß fie außerhalb des beſtehenden Staats⸗Steuer⸗Syſtems ſtehe. Er enthalte 
ſich der Widerlegung dieſer Anſicht, die ſchon oft widerlegt ſei, ohne die * 
ner zu überzeugen. Die ee in dieſer Frage auf dem ent- 
gegengeſetzten Standpunkte. Nach ihrer Ueberzeugung liege es im Intereſſe 
der Gerechtigkeit, daß die Grundſteuer in dem Steuer Syſtem ihre Stellung 
finde, daß ſie bei Eiführung neuer und . beſtehender Steuern 
berüclſichtigt und an ihr der Grundſatz der Vertheilung der Steuern nach 
Maßgabe der Gerechtigkeit und Steuerkraft zur Geltung gebracht werden 
müſſe. Dieſe Auffaſſung liege den Vorlagen der ig Ra Grunde, 
welche im andern Hauſe ſich der lebhafteſten Zuſtimmung erfreut hätten. 


Verlag von Eduard Trewendt. 


welche in der Mark Brandenburg einen guten Klang hatten, lange ebe ein 
Hohenzoller hier war; er würde wiſſen, daß von dieſer Zeit an die Träger 
dieſer Namen, wie die ganze preußiſche Ariſtokratie, ſtets bereit waren, Gut 
und Blut in guten wie böſen Tagen zur Verfügung des Königs und Vater⸗ 
landes zu ſtellen; er würde wiſſen, daß der preußiſche Adel deshalb arm iſt, 
weil er immer zu ſolcher Opferwilligkeit bereit war; ja, der geehrte Herr 
muß wiſſen, daß Patriotismus und Opferwillgkeit noch heute ungeſchwächt in 
allen Klaſſen und Schichten des Volkes beſtehen, denn er ſelbſt, ſo kurze Zeit 
er unter uns weilt, iſt von dieſem Patriotismus bereits mit fortgeriſſen und 
ergriffen. Einer Ermahnung hat es alſo nicht bedurft. Ich bin weit ent⸗ 
fernt, eine ſolche an Sie zu richten, ich bitte Sie nur: beweiſen Sie Ihren 
Patriotismus dadurch, daß Sie den Antrag des Grafen Arnim annehmen. 
(Lebhaſter Beifall rechts.) 

Dr, Baumſtark: Ich betrete die Rednerbühne mit ganz anderen Ge⸗ 
fühlen als mich vor wenigen Minuten noch beſeelten; mein Gefühl iſt das 
der allertiefſten Trauer (Bewegung) darüber, daß es möglich war, den jo 
ſehr e Vorfall, der geſtern ſich hier ereignete, wiederum und 
zwar in ſolcher Weiſe, wie es eben geſchehen, zur Sprache zu bringen, in 
einer Weiſe, daß der edle Mann, der geſtern Gegenſtand der Beſprechung 
war, gleichſam direkt angeſprochen wurde. Ich bin freilich auch einer von 
denen, die leider nicht alt genug ſind, daß ſie die A mitkämpfen 
konnten, auch einer von denen, die nicht in Preußen geboren ſind, bekenne 
aber offen, daß ich als durch das Vertrauen des Königs in dieſes Haus 
berufen und durch das Vertrauen der Regierung in Preußen eingebürgert, 
nicht erwartet hätte, daß uns in dieſem Hauſe etwas Derartiges geboten 
werden könnte. Das Wort der Abwehr iſt nicht blos mein Rech t, ſondern 
auch meine Pflicht. — Zur Sache freue ich mich, daß durch die Debatte 
zur Evidenz klar gemacht iſt, daß aus einem einzelnen Hauſe ein derartiger 
allgemeiner Finanz⸗Antrag der Regierung nicht gemacht werden kann. Durch 
ſachkundigen Mund iſt nachgewieſen, daß das Projekt für die Zeit, in wel⸗ 
cher es wirken ſoll, nicht ausführbar iſt. Soll die Armee⸗Reorganiſation 
im ganzen Umfange durchgeführt werden, ſo bedarf unſer ganzes Steuer⸗ 
Syſtem einer ſolchen Umwandlung, wie nur möglich iſt nach durchgeführter 
Grundſteuerausgleichung; alle bisherigen Verſuche zu einer ſolchen Umwand⸗ 
lung ſcheiterten an dem Mangel dieſer Ausgleichung, der Arnimſche Antrag 
verweiſt uns nun wieder in eine ferne Zukunft. — Es hat mich gefreut, 
von Dr. Stahl zu hören, daß er nicht gegen die Grundſteuer und nicht ein⸗ 
mal gegen die bewegliche Grundsteuer ſei; aber die daran geknüpften Bedin⸗ 
gungen und Vorausſetzungen verſtoßen gegen alle Regeln der Finanzwirth⸗ 
ſchaft. Herr Stahl ſagte, daß die Grundsteuer nach der Wirkung auf die 
Steuerpflichtigen beurtheilt werden müſſe; wie er danach aber die ſtabile 
Grundſteuer vertheidigen kann, ſehe ich nicht ein. Man müſſe ſehen, was 
die Eigenthümer, nicht was das Eigenthum tragen könne, ſagte er: ich 
ſtimme ihm bei, aber er wird mir zugeben müſſen, daß alsdann nach Maß⸗ 
gabe des Staatsbedürfniſſes bei größerem Ertrage des Grundbeſitzes, der 

ewerbe und des Handels vorgegangen werden muß. Herr Stahl erklart 
ſich als einen Gegner der allgemeinen Einkommenſteuer und trotzdem will 
er jetzt für eine Erhöhung derſelben ſtimmen. . g 

Die Durchführung des Unterſchiedes zwiſchen fundirter und nicht fundir⸗ 

ter Einlommenſteuer wirft das ganze jetzige Syſtem über den Haufen. — 
Das Arnim ſche Projekt deckt das militäriſche Bedürfniß nur für eine kurze 
Reihe von Jahren, das Projekt der Regierung zeigt uns nach einem be 
ftimmiten Zeitraume eine fihere Einnahme. — Hr. Stahl ſprach geſtern von 
der Herrſchaft des Wahns. Wir meinen, daß die Intelligenz eine ſtärkere 
Herrſchaft übe, als der Wahn. — Unſere Verfaſſungsverhältniſſe ſind jetzt 
derart geändert, daß ich einen Unterſchied zwiſchen den beſonderen Intereſſen 
der Ritterſchaft und der übrigen Klaſſen nicht kenne; wenn es noch jo wäre, 
o ſtände es um uns viel trauriger, als ich bis jetzt geglaubt habe. Hr. Stahl 
at ſich dann an das Herrenhaus ſelber gewendet, indem er von dem Gegen⸗ 
atze deſſelben zu dem Abgeordnetenhauſe Ian, Ich halte es für ſehr be⸗ 
denklich, dieſen Gegenſtand in ſolcher Allgemeinheit zu erörtern und den 
Schein anzunehmen, als ob das Herrenhaus allein die Aufgabe hätte, den 
Staat zu erhalten. Hr. Stahl hat ferner die Majorität dieſes Hauſes der 
Minorität gegenüber geſtellt; ich glaube, die letztere iſt nicht minder in 
ihren Prinzipien berechtigt, als erſtere: hat ja Hr. Stahl ſelbſt früher der 
Majorität die Autorität gegenüber geſtellt. Wie auch die Abſtimmung aus: 
fallen möge, bei Allen, die nicht von Parteirückſichten geleitet werden, wird 
kein Zweifel darüber obwalten, daß kaum jemals ein Antrag mit ſo wenig 
Glück vertheidigt und ſo gründlich widerlegt ward (großes Gelächter rechts). 
Ich halte daran feſt, daß wir als die Beſiegten die Sieger ſein werden. 
(Bravo lints.) 2 \ 

Hr. v. Below: Man müſſe ſich die verſchiedene Lage vergegenwärtigen 
in welche der Grundbeſitz bei einem Geſetze auf Grundlage des Arnim'ſchen, 
Antrages und nach den Grundſteuervorlagen kommen werde. Namentlich in 
Preußen hätten eine Menge Beſitzer ihre Grundſtücke zu hohen Preiſen er⸗ 
worben und müßten, wenn ſie ſich erhalten wollten, eine ſehr vorſichtige 
Wirthſchaft führen; käme nun ein Geſetz auf Grundlage des Arnim'ſchen 
Antrages zu Stande, ſo würden dieſe ſagen, daß die Mitglieder des Herren⸗ 
hauſes nicht allein an ſich, ſondern auch an andere dächten. Auch der ver⸗ 
ſchuldete Hausbeſitzer in den Städten werde die Abwendung der Gebäude: 
Steuer dankbar anerkennen. Wenn Graf Reventlow — den der Redner als 
Dänen nicht bezeichnen könne oder werde, er ſtamme von einem alten 
Geſchlechte deutſcher Ritterſchaft ab — die Verhältniſſe näher in's Auge ge⸗ 
faßt hätte, jo wäre derſelbe nach ſeiner Anſicht durch das dictum noblesse 
oblige veranlaßt, für den Arnim'ſchen Antrag zu ſtimmen. Die Beweis⸗ 
führung darüber, daß eine gleichmäßige Ausgleichung der Grundsteuer un⸗ 
möglich ſei, werde der Grundſteuerdebatte vorbehalten. Er habe die Frage 
ſtudirt, wie es lomme, daß die Provinzen Preußen und Schleſien keine Miß⸗ 
ſtimmung gegen die geringer mit der Grundſteuer belaſteten Provinzen gezeigt 
hätten. Sei es denkbar, daß in Schleſien die Leute lauter Engel ſeien, 
während am Rhein, wo unſere Reben wachſen, ſo böſes Blut ſei? Ein 
reizbarer Zuſtand ſei lediglich durch die Einbringung der Grundſteuervor⸗ 
lagen herbeigeführt worden. Bei den kommenden Verhandlungen mit dem 
Zollvereine müſſe man einen beſtimmten a verfolgen; wenn die Staats: 
Regierung ſpäter beſtimmt ausſpreche, daß die Tabalsſteuer nicht mehr ent⸗ 
behrt werden könne, ſo würden ſich auch die nicht geringen Schwierigkeiten 
beſeitigen laſſen, die bei Begründung einer neuen und 55 omplizirten Steuer 
eintreten. Vielleicht werde man dann auch hervorheben, daß dieſes Haus 
ſchon lange dieſen Gedanken ausgeſprochen habe. Er bitte daher, für den 
Antrag zu ſtimmen, der auf Gerechtigkeit beruhe und das Intereſſe des 
Finanz⸗ und Steuerſyſtems wahre. 

Hr. v. Winterfeld (zur thatſächlichen Berichtigung): Der vorletzte Herr 
Redner habe geſagt, daß der Arnim'ſche Antrag, zu deſſen Unterzeichnern er 
ſelber gehöre, ſehr ſchwach vertheidigt worden ſei während die Gründe da⸗ 
gegen überzeugend ſein ſollten. Dies müſſe er doch thatſächlich beſtreiten. 
Heiterkeit.) ei weiteren Ausführungen für den Antrag wird der Redner 
vom Präſidenten unterbrochen mit dem Bemerken, daß dies nicht zur that⸗ 
ſächlichen Berichtigung gehöre. 

Herr Camphauſen (Berlin): Er habe die Ausführungen theils des 
Berichts der Kommiſſion, theils den der Abſchrift mit getheilter Stimmung 
geleſen. Er ſei mit Vielem einverſtanden, was darin geſagt werde, theile 
mit der Kommiſſion und den Antragſtellern den Wunſch, 0 auch das Ka⸗ 
pital zur Beſteuerung herangezogen werden möchte; und er habe auch Sym⸗ 
pathien für Nee en Theilung des Einkommens. Er ſpreche dem 
Antragſteller feine Anerkennung für dieſe Theilung aus, unb verbinde da⸗ 
mit die Anerkennung für einen Mann, dem er nahe ſtehe, und den er noch 
16 — feinen Freund zu nennen ſtolz ſei — dem Geh. Rath Kühne. Er nehme 

einen Anſtand, zu erklären, daß (ein Theil oder das ganze?) der Denkſchrift 
über das frühere Einkommenſteuerprojekt von 1847 aus ſeiner Feder ſei, und 
er glaube auch heute noch, daß das richtig ſei, was er damals geſchrieben. 
In England, wie er mit Freuden ſehe, mache ſich das Beſtreben geltend, 
denſelben Ideen ebenfalls Geltung zu verſchaffen. Aber ſowohl der hochge⸗ 
ehrte Mann, den er genannt habe, wie er ſelbſt, ſeien der Meinung, daß 
eine Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und nicht fundirtem Einkommen nur 
dann ausführbar ſei, wenn man ſich zu dem Syſtem der Selbſi⸗Deklaration 
bekenne. Das Einkommenſteuergeſetz ſtelle nicht eine reine Einkommenſteuer 
dar, ſondern eine Haffifizirte, welche namentlich in den höhern Stufen viel 
Spielraum laſſe. Die Antragſteller wollten den e dies Sy⸗ 
ſtem zu einem Theil aufzugeben; fie hätteu indeß kein Wort darüber verlo⸗ 


a Thrones und der Kirche ſein 
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gegen eine gemeinfame Vertretung der Monarchie eine jofor- 


Das werde man zugeben müſſen, daß die Beſtrebungen der Regierung in 
dieſer Frage die Geſetzgebung ſeit 1810 unbedingt für ſich haben, daß die 
Grundſtener im thatſächlichen Widerſpruche mit der Geſetgebung ſtehe, daß 
es für die Regierung eine Unmöglichkeit ſei, eine neue Steuer einzuführen, 
bevor nicht dieſer thatſächliche Zuſtand beſeitigt und die Grundſteuerfrage 
einer definitiven Löſung zugeführt worden ſei. 
Der Antrag greife nun dieſer Entſcheidung über die Grundſteuer vor, 
— entgegen der Geſetzgebung, der Abſicht der Regierung und einer gro⸗ 
en Fraktion im Lande. Deshalb würde der Antrag, wenn er ausgeführt 
werden ſollte, die höchſte Mißſtimmung im Lande erregen, namentlich bei 
denen, die ſchon jetzt mit der Grundſteuer khatſächlich überbürdet ſeien. Von 
dem Antragſteller ſei nun darauf hingewieſen, er habe mit ſeinem Antrage 
nicht bis zur Berathung der Grundſteuervorlagen warten können, weil die 
ſo wichtige Grundſteuerfrage bei der Berathung nicht überſtürzt werden ſolle. 
„Aber, m. H., wenn die Smatsregierung im allgemeinen Intereſſe des Lan⸗ 
des, der Krone und der Einheit des Staates eine Frage, die nunmehr ſeit 
50 Jahren auf der Tagesordnung ſteht, definitiv zu erledigen wünſcht, dann 
dann kann ihr doch nicht der Vorwurf gemacht werden, ſie wolle die Ent⸗ 
ſcheidung derſelben überſtürzen.“ Allerdings babe die Regierung die Löſun 
dieſer Frage vor zwei 9 55 in milderer Form in Vorſchlag gebracht; da 
dies aber jetzt nicht mehr angehe, daß ſie vielmehr mit der Grundſteueraus⸗ 
leichung zugleich eine Erhöhung verbinde, ſei nicht ihre Schuld, ſondern der 
hatſachen, welche die Mehrausgabe unabweislich herbeiführen. Ueberdies 
beruhten auch die jetzt geſtellten Vorlagen mit auf denjenigen Andeutungen, 
welche die Regierung in dieſem Hauſe empfangen habe, und er hoffe daher, 
daß die Mehrheit dieſes Hauſes, wenn es zur Berathung der Vorlagen 
komme, denſelben ihre Zuſtimmung ertheilen werde. a, 
Auf eine thatſächliche WS Di des Grafen v. Voß⸗Buch hinſichts 
ahl und Stellung der Häusler auf Domainen und Rittergütern hält 
der Reg.⸗Commiſſar ſeine Behauptung aufrecht. 
ee v. Patow: Einer der letzten Redner hat geäußert, daß 
der Antrag des Grafen Arnim doch ein ſehr wohlmeinender ſei, und ſich ſehr 
gewundert, daß die Regierung ihm nicht zuſtimmen wolle. Daß der Antrag 
ein wohlmeinender iſt in dem Sinne, als er den ärmeren Klaſſen der Steuer⸗ 
pflichtigen eine Erleichterung zuwenden will, habe ich anerkannt; daß aber 
dieſe Abſicht nicht deen en agen r werden wird, iſt von meinem Kom⸗ 
miſſar nachgewieſen worden. nn der Antrag aber ein wohlmeinender ſein 
ſoll der Staatsregierung gegenüber, ſo vermag ich das weniger einzuſehen. 
Ich muß um Verzeihung bitten, wenn ich das ſchon früher Geſagte wieder⸗ 
hole, da daſſelbe nicht verſtanden zu ſein ſcheint. Wie ſtellt ſich der Antrag 
der Staatsregierung und e ig ee enüber? Die Regierung iſt 
etzt im Beſiß einer Einnahme don 3,600, hlr., und hat die Ausſicht, 
ie über den 1. Jan. 1862 hinaus verlängert zu ſehen; die Antragſteller wol⸗ 
len nun dieſe Einnahme vom 1. Jan. 1862 ab der Re age entziehen und 
bieten ihr zum Erſatz eine Einnahme von 2,200,000 Thlr. Daß darin eine 
gute Meinung Ds die Finanzverwaltung liege, ſehe ich nicht, und der Ans 
tragſteller hat dies auch nach dem Inhalt der Denkſchrift ſelber gefühlt, da 
er einen Theil des fo 8 zur Dedung dieſes Deficits forterheben will. 
Im Laufe der Diskuſſion iſt nun gejagt, es ſei ausführbar, den Zuſchlag 
von 25 pCt. im Allgemeinen fortzuerheben, nur mit Ausnahme derer, die 
nach dem Arnim'ſchen Vorſchlage mit höherer Steuer getroffen werden follen. 
Nach jenem Vorſchlage würde es alſo eine Klaſſe von Einkommenſteuerpflich⸗ 
tigen geden, welche von einem Theile ihres Einkommens einmal die Ptin⸗ 
ipalſteuer, dann 10 pCt. Zuſchlag und endlich noch 66% vom ſundirten 
eil ihres Einkommens zahle; eine zweite Klaſſe hälte die Prinzipalſteuer, 
10 pCt. Zuſchlag vom Gejammteiggommen und 33 ½ pCt. vom Geſammt⸗ 
einkommen, und eine dritte Klaſſe hätte außer der Prinzipalſteuer nur 
10 pCt. Zuſchlag zu zahlen. Es leuchtet ein, daß eine ſolche Att der Steuer: 
erhebung eine überaus komplizirte ſein würde. Nach dem andern, im Laufe 
der Diskuſſion gemachten Vorschlage, würde von einem Theil des Einkom⸗ 
mens 66%, von einem andern 83% und vom übrigen 25 pCt. Zuſchla 
neben der beſtehenden Prinzipalſteuer erhoben werden. Die preußiſche Fi⸗ 
nanzverwaltung würde hierdurch ihren Ruf der Einfachheit verlieren, und 
ee Sy die Einkommenſteuer in dieſem Zuſtande auf eine bedenk⸗ 
i x 
Ich will anerkennen, daß der Antrag eine gewiſſe Berechtigung in ſich 
hat. Wenn nach der N und mäßigen Erhöhung der Grundſteuer 
noch ein | obwalten ſollte, im 1 der direkten Steuern größere 
Einnahmen herbeizuführen, ſo würde die Regierung vielleicht gezwungen 
ſein, den vorgeſchlagenen Weg zu betreten, doch wird dieſe Nothwendigkeit 
überhaupt in e Zeit nicht eintreten, und würde dann immer 
noch Sache der Regierung ſein, die neuen Einnahmen in einer Erhöhung 
der indirekten Steuern zu finden. Wenn aber auch dieſe Hoffnung trügen 
ſollte, und der Vorſchlag angenommen werden müßte, dann müßten aller⸗ 
dings auch die Mittel Ea e werden, um die Erhebung der Steuer 
möglich zu machen; dies würden aber ſtrenge Mittel ſein müſſen. Was 
aber in einem ſolchen Nothfall ausführbar wäre, muß ich bei einem Tran⸗ 
ſitorium für unausführbar erklären, dann würden die vorgeſchlagenen Mit⸗ 
tel und Wege außer allem Verhältniß zu dem vorübergehenden Zwecke ſte⸗ 
hen. Jedenfalls aber ſind ſehr umfaſſende Vorarbeiten zur Ausführung 
nöthig, das Geſetz könnte im Laufe dieſer 4 — nicht mer erledigt wer⸗ 
den und der Hauptzweck des Antrags bliebe ſonach unerreicht. a 
Man hat geſagt, es gehöre Mutd dazu, die Wege der Staatsregierung 
zu gehen; es gehöre aber zu einem Finanzminiſter auch Vorſicht. Ich würde 
mich nun des Uebermuths und der Unvorſichtigkeit bezichtigen, wenn ich zu 
Projekten die Hand bieten wollte, die unausführbar ſind. Die Staatsregie⸗ 
zung 9 — es nicht an Vorſicht haben fehlen zu laſſen, und nach meiner 
perſoͤnlichen Ueberzeugung können, wenn die Vorlage der Staatsregierung 
angenommen und dadurch von 1865 ab eine geſicherte Mehr⸗Einnahme ge⸗ 
ſchaffen wird, die Finanzen des Staates nicht geſtört werden, auch wenn der 
Zuſchlag von 25 pCt. über den 1. Juli 1865 (2) hinaus nicht bewilligt wer⸗ 
den ai was ich freilich nicht für möglich halte. Aber ich habe nicht den 
Muth, der ee e des Staates ſerner a e wenn jene 
Sicherung der Zukunft verſagt wird. Wer dann den Muth hat, dem werde 
ich zwar meinen Platz räumen, bezweifle aber, ob ihm das Vertrauen des 
Landes entgegenkommen wird, deſſen ich mich bisher erfreut habe. (Bravo.) 
ie allgemeine Discuſſion iſt geſchloſſen. 
(Fortſetzung in der nächſten Nummer.) 


* Berlin, 16. März. [Vom Hofe.] Die Ernennungen zu 
den hohen Hofämtern werden nach Beendigung der Hoftrauer, alſo 
zum 4, April, publizirt werden. Zum Miniſter des koͤnigl. Hauſes 
ſoll eine allbeliebte Perſönlichkeit, die im Jahre 1848, vom September 
bis November, das auswärtige Miniſterium ad interim verwaltete, 
deſignirt ſein. Auch ſteht demnächſt die Feierlichkeit der Krönung in 


der 


Königsberg (welcher Stadt als Reſidenz ein Recht darauf gebührt) 


fo wie die Huldigung in Berlin zu erwarten. Die hierauf bezügliche 
Medaille wird mit beiden Portraits des hohen Herrſcherpaares geziert ſein. 


« Breslau, 18. März. Mit dem geſtrigen Abendzuge der Poſener 
Eiſenbahn hat ſich Se. Exc. der Wirkl. Geh. Rath und Ober⸗Präſident 
der Provinz Schleſten, Freihr. v. Schleinitz, vermuthlich nach dem 
Großherzogthum Poſen begeben, und wird am Dinstag Abend von da 
wieder zurückerwartet. 


Breslau, 18. März. Schon wieder if ein Mann dahin ge‘ 
ſchieden, der ſich um den Staat, und ſpeziell um die Stadt und den 
Kreis Breslau hochverdient gemacht hat, ein Mann, der in den ver⸗ 
ſchiedenſten Kreiſen aufs Segensreichſte wirkſam war. Es ſtarb näm⸗ 
lich am 17. März Nachmittags 33 Uhr der königliche Geheime Regie: 
rungsrath a. D., Herr Wilhelm v. Woprſch, Ritter hoher Orden, 
in dem ehrenvollen Alter von 74 Jahren. 

Im Laufe der verfloſſenen Woche ſind pierorts excl. 4 todtgeborener 
Kinder 34 männliche und 47 weibliche, zuſammen 71 Perſonen als geſtorben 
polizeilich gemeldet worden. — Hiervon ſtarben: Im Allgem. Kranken⸗ 
ten 7, im Hoſpital der barmherzigen Brüder 1, im Hoſpital der 

liſadetinerinnen 3 und in der Gefangenen⸗Kranken⸗Anſtalt 1 Perſon. 

Gefunden wurde: eine Bibermüze und ein Hausſchlüfſel. 

Angekommen: Kgl. ſächſiſcher Conſul u. Ritter Leßer u. Familie aus 
Warſchau. Frau Generallieut. Kathar. v. Kousmine nebſt Familie und 
Gefolge aus Warſchau. Oberſt v. Natzmer aus Berlin. Pol. Bl.) 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

rankfurt a. M., 22. März, Vorm. In der geſtri⸗ 
gen Sitzung des Bundestages erklärte der däniſche Bundes⸗ 
tagsgeſandte, es ſei bei dem Bedenken der holſteiniſchen Stände 
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tige gemeinſame Verfaſſung unmöglich. Dänemark ſei in ſei⸗ 
nen Vorlagen ſo weit gegangen, als ein ungeſtörter Fort⸗ 
gang der Staatsverwaltung es erlaube; es hoffe, die Vorla⸗ 
gen, bei denen die Bedenken des Bundestages berückſichtigt 
ſeien, würden wenigſtens eine proviſoriſche Regelung herbei⸗ 
führen und behalte ſich Weiteres bis zum Schluſſe der Stän⸗ 
deverſammlung vor. Dieſe Erklärung wurde den vereinigten 
Ausſchüſſen zugewieſen. g 

Stuttgart, 16. März. In der Abgeordnetenkammer 
hat der Minoritäts⸗Antrag der Commiſſion den Sieg davon⸗ 
getragen. Das Concordat iſt mit 8a gegen 27 Stimmen 
verworfen worden. Das Miniſterium bleibt im Amte. 

München, 16. März. Heute wurde in der Abgeord⸗ 
netenkammer die kurheſſiſche Frage nach dreitägiger Debatte 
zu Ende geführt. Ein heute neu eingebrachter Antrag des 
Prüſidenten der Kammer fand allgemeine Zuſtimmung und 
wurde mit 232 gegen 8 Stimmen angenommen. Derſelbe 
enthält eine motivirte Verwahrung gegen die Competenzwi⸗ 
drigkeiten des Bundesbeſchluſſes und die Bitte an den König, 
das Staatsminiſterium anzuweiſen, zur Herſtellung rechtlich 
geordneter Verfaſſungszuſtände Kurheſſens nach Kräften mit⸗ 
zuwirken. 

Trieſt, 16. März, Vorm. Berichte aus Korfu vom 
12. d. bringen den Entwurf der Antwort des jonifchen Par⸗ 
laments auf die Botſchaft des britiſchen Ober-Commiſſars. 
In derſelben wird die Schugherrfchaft Großbritanniens als 
einzige Urſache aller Uebel der joniſchen Inſeln bezeichnet. 
Ein Deputirter hatte Abſtimmung über den Anſchluß an 
Griechenland verlangt, ein anderer eine Vorſtellung an die 
Regierungen und Völker Europa's gegen das britiſche Pro⸗ 
teftorat verleſen. Darauf war das Parlament auf 6 Monate 
vertagt worden. 

Paris, 16. März, Abends. Die heutige „Patrie“ de⸗ 
mentirt die Nachricht, daß am 24. d. eine Manifeſtation zu 
Rom ſtattgehabt habe, und daß dieſelbe unterdrückt worden 
ſei. Sie dementirt gleichzeitig den nahe bevorſtehenden Rück⸗ 
zug der Franzoſen aus Nom und verſichert, daß Graf Rech⸗ 
berg 0) von London nach Paris kommen werde. 

London, 16. März, Vorm. Die Herzogin von Kent 
iſt heute Morgen in den Armen der Königin und des Prinz⸗ 
Gemahls zu Frogmore verſchieden. 

Petersburg, 12. März, Mittags. In dem heute ver⸗ 
öffentlichten, vom 19. v. M. datirenden Manifeſte, bezüglich 
der Freiheit der Bauern, heißt es unter Anderem: Durch 
das Vermächtniß Unſerer Vorfahren und durch die Vorſehung 
iſt Uns das Loos geworden, die Lage der Leibeigenen zu vers 
beſſern. Wir begannen mit feftem Vertrauen zu dem Adel 
des Reiches. Unſer Vertranen hat ſich bewährt. Das neue 
Geſetz gewährt den Leibeigenen volle Freiheit. Den Gutsbe⸗ 


A ſitzern iſt das Recht des Eigenthums ihrer Ländereien ge: 


wahrt; ſie überlaſſen aber den Bauern deren Gehöfte zur 
fortwährenden Nutznießung, nebſt neuerdings geſetzlich dazu 
beſtimmtem Lande gegen geſetzliche Leiſtung von Abgaben. In 
dieſem eine Uebergangsperiode bildenden Zuſtande heißen die 
Banern zeitweilig Verpflichtete. Zugleich haben die Bauern 
das Recht, ihre Gehöfte auszukanfen und mit Suftimmung 
des Gutsherrn auch andere ihnen bis dahin zugetheilte Län⸗ 
dereien zu erwerben. Dann werden die Bauern freie Land⸗ 
beſitzer. Dieſe neue Ordnung muß binnen zwei Jahren all⸗ 
mählig überall durchgeführt ſein. Bis zum Ablauf dieſer 
Zeit bleiben die Bauern in ihrem früheren Zuſtande der Ab⸗ 
hängigkeit von den Gutsherren und haben ihre Dienſtpflichten 
ohne Widerrede zu erfüllen. — Wir verlaſſen Uns auf das 
geſunde Verſtändniß Unſeres Volkes. : 
Peſth, 17. März. In Ofen wurden Baron Joſef Eötvös mit 
Acclamakion, Balazdy (2) mit Stimmenmehrheit gegen Andrafſy zu Land: 
tagsmitgliedern gewählt. x 
Turin, 16. März. Die Kammer hat die Dringlichkeit einer Pe⸗ 
tition eingeräumt, welche die Regierung bittet, ſich beim Kaiſer Napo⸗ 
leon zu verwenden, damit er feine Truppen ſchleunigſt aus Rom zu: 
rückziehe. ; 
Nach hier eingetroffenen Nachrichten aus Neapel vom geſtrigen 
Tage ſoll die Demiſſion des Statthaltereiraths angenommen worden ſein. 
Mailand, 16, März. Die „Perſeveranza“ glaubt, Cialdini werde ſich 
nach Turin begeben, um an den Parlaments⸗Sitzungen Theil zu nehmen. 
Dem Parlamente ſoll ein Geſetzentwurf vrrgelegt werden, welcher beſtimmt, 
daß das Verfaſſungsfeſt und die Proklamation des italieniſchen Königreiches 
am erſten Sonntag im Juni geſeiert werden. Die Kammer ernannte eine 
8 zur Prüfung des Geſeßentwurſes bezüglich der Rekrutirung für 
e Marine. 
Athen, 9, März. Monarchides wurde zum Präſidenten des Senats er: 
nannt; die Ernennung 15 neuer Senatoren iſt bevorſtehend. i 
Konſtantinopel, 9. März. Zur Inſpizirung der Truppen in Bosnien 
und Montenegro wurde eine beſondere Kommiſſion ernannt. Die Zahl der 
einzuberufenden Redifs⸗Bataillone wurde auf 32 vermindert, ebenſoviele 
ſollen bereitgehalten werden. 
Heuglin iſt nach Alexandrien abgegangen. Frh. v. Prokeſch wurde ge⸗ 
ſtern vom Sultan in einer Privat⸗Audienz empfangen. a 
Beyrnt, 28, Febr. Abro Effendi iſt zur Leitung einer Unterinchung 
nach Saida abgegangen. Eine Druſenbande aus Bedſche ſoll das Dorf 
1 1 aben. Khaled Paſcha, nach dem Hauran geſendet, um 
die Druſen abzuſchneiden, iſt eiligſt nach Damascus e Die dor⸗ 
tigen Chriften beſchweren ſich, fortwährend in Lebensgefahr zu ſein, und 
noch keine Entſchädigung erhalten zu haben. 1 i 
Paris, 16. März. Der heutige „Moniteur“ meldet in ſeinem Bülletin, 
daß die Conſerenz geſtern beſchloſſen habe, die franzöſiſche Occupation Sy⸗ 
riens bis zum 5. Juni zu verlängern. er , 
Aus Turin wird gemeldet, daß Graf Cavour auf eine Interpellation 
bezüglich Roms eine desfallſige Discuſſion als zeitgemäß und nützlich aner⸗ 
kannt habe; er werde am 21. d. M. Erläuterungen geben. 
Paris, 15. März. DieſfUnterhandlungen zwiſchen Frankreich, Rom und 
Sardinien ſollen guten Fortgang haben. a N ir 
Die officidje „Revue Curopsenne“ ſchreibt, Die Beſetzung Roms ſei eine 
Ehrenpflicht geweſen, doch könne dieſelbe nicht in's Ungewiſſe hinausdauern, 
ohne zu einem Protectorat zu werden. ö 0 
London, 14. März, 10 Uhr 35 Min. Abends. In der heutigen Sitzung 
des Unterhauſes erklärte der Staatsſecretär des Innern, Sir G. C. Lewis, 
die Reglerung ſei durch den Polizei⸗Commiſſar Mayne auf die Anfertigung 
der Koſſuth⸗Roten aufmerkſam gemacht. Mayne habe den Lithographen 
Day u. Sons geſchrieben, ſie möchten die Noten zurüdhalten. Die Regie: 
run 1 2 keine Ausgaben in 97% Angelegenheit gehabt und leine geheime 
Pollzei benutzt. Die Regierung ſei lediglich deshalb eingeſchritten weil fie 
anfänglich glaubte, es handele ſich um Fälſchung öſterreichiſcher Banknoten. 
London, 15. Mär ge Beantwortung einer e von Dun⸗ 
combe erklärt Lord John Ruſſell heute im Unterhauſe, es würden keine In⸗ 
ſtruktionen je der engliſchen Flotte gegeben, zu interveniren, falls eine Expe⸗ 
dition die italieniſche Küſte zum Angriff Dalmatiens verlaſſen ſollte; aber 
England würde Sardinien als dafür verantwortlich betrachten. 


Zelegrapbifebe Courſe und Börfen: Nachrichten. 

Paris, 16. März, Nachm. Uhr. Die Zproz, eröffnete bei ſtarker Nach: 
frage zu 68, 25, ſtieg auf 68, 40 und ſchloß ziemlich belebt in feſter Hal⸗ 
tung zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Ubr waren 92% eingetroſſen.— 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 35. 4 proz. Rente 95, 80. Zproz. 
Spanier —, Iproz. Spanier 41%. Silber: nleibe —. Oeſterr. Staats- 


Eiſenbahn⸗Aktien 486. Credit⸗mobilier⸗Aktien 667. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 
—. Oeſterr. Kredit⸗Aktien —, 

London, 16. März, Nachm. 3 Uhr. Silber 60%. Wetter regneriſch. 
Conſols 92%. Iprz. Spanier 41%. Mexikaner 24. Sardinier 82. öprz. 
Ruſſen 101%, 4 prz. Ruſſen 91. Der geſtrige Wechſel⸗Cours auf Wien 
war 15 Fl. 45 Kr., auf Hamburg 13 Mk. 9 Sch. Nach dem neueſten 
Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 19,035,330 Pfd., der Metallvor⸗ 
za . Pfd. St. — Der fällige Dampfer aus Weſtindien iſt ein⸗ 
getroffen. f 

Wien, 16. März, Mittags 12 Uhr 30 Min. Günſtige Stimmung. öproz. 
Metall. 64, 90. 4 proz. Metallig. 55, 75. Bankaktien 726. Norbbahn 
207, 20. 1854er Looſe 85, 75. National⸗Anlehen 76, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 286, —. Creditaktien 164, 20, London 147, —, Hamburg 
110, —. Paris 58, — Gold —, —. Silber -,—. Eliſabetbahn 187, —. 
Lomb. Eiſenbahn 190, —. Neue Looſe 115, — 1860er Looſe 81, 50. 

Frankfurt a. M., 16. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. Fonds 
u. Induſtriepapiere etwas feſter bei unbelebtem Geſchäſt. Schluß ⸗Courſe: 
Ludwigshafen⸗Berbach 129%. Wiener Wechſel 79%. Darmſt. Bankaktien 
181. Darmſt. Zettelbank 236, Sprz. Metall. 42%. 4½ prz. Metall. 3744, 
854er Looſe 56%. Oeſt. National⸗Anleihe 49%. Oeſterr. Franz. Staats: 
Eiſenb.⸗Altien 224. Oeſt. Bank⸗Antheile 580. Oeſterr. Credit⸗Aktien 129, 
Neueſte öfterr. Anleihe 54%. Oeſt. Cliſabetbahn 124. Nhein⸗Nahe⸗Bahn 
25. Mainz⸗Ludwigshafen litt. A. 102, 

amburg, 16. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Gegen Schluß der 

Börſe etwas matter. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 51. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 54%. Vereinsbank 100. Norddeutſche Bank 87%. Dis⸗ 
konto — Wien —, —. a 

Hamburg, 16. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco und Lieferung 
gute Frage, ab auswärts ſtille. Roggen loco feſt, ab 9 S0pfd. 
pr. Juni zu 79 angetragen. Oel pr. Mai 23%, pr. Oktober 24%. Kaffee 
unverändert; 2000 Sack Santos ſchwimmend zu 6% umgeſetzt. Zink ſtille. 

Liverpool, 16. März. [Baumwolle.] 25,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe X höher als geſtern. Orleans 7, Upland 6 ½¼. 


Berliner Börse vom 16. März 1661. 


Fonds- und Geldeourse. Bi. 2 

Freiw. Staats-Anleibe]41, 101% bz. Oberschles. C.. 7% ½ 24 etw. be. u. 6 

Staats- Anl. von |! 5 dito Prior A.. — f —— 
52, 54, 66, 50, 57149, 11013, bz. dito Prior B. — SR 80% 0. 

dito 1853 4 197 b. dito Prior C. — = m 
dito 1000, ee dito Prior P. — | 4 188%, @. 

Staats-Schuld-Sch. .. 43½ 87% B. dito Prior E. 3%178 be. 

Präm.-Aul. von 1855 |31,|117% B. dito Prior F. — 1 95 B. 

Berliner Stadt-Obl. . 4% 02 B. Oppein-Tarnow. % 351%, ba. 

Kur- u. Neumärk. .|342)91% bz Prinz-W. (St. Va — | 4 5% G. 

S | dito dito 410% bz Rheinische — 48e bz. u. 6 

Pommersche. |! dito (8) Pr. — 42 B. 

S dito neue dito Prior... | — | 4 |86% bz 

E Posensche dito v. St.gar.| — 75 —.—.— 

2 o Rhein-Nahebahn | — 485 be. 
dito neue Ruhrort-Crefeld. | 3½/3½ 76 8. 
chlesische ... Starg.-Posener ..| — 15 84%½ B. 

2 Kur.: u. Neumärk. Thüringer 104 bz. 

Pommersche 97 bz Wimelms-Bahn 436% ba. 

& Posensche 927% bz dito Prior — 4 

Ei Preussische...... %, G. dito III. Em. | — As % ba. 

= | Westf. u. Rhein. . 36%, G. dito Prior St.] — 15 5311 B. 

2 Sächsische 97 G dito dito — 80%, B 

(Sedlesische 96% bz - KA 

Louisdor or 100% ba Preuss. und ausl. Bank-Actien. 

Goldkronen ++» 5 G. Div. Z. 


BESTE l- es 


Ausländische Fonds, 

Oesterr. Metall. 
dito 54er Pr.-Aul. 
dito neue I00-1.-L. 
dito Nat.-Anleilıe , 
Russ.-engl. Anleihe .. 
dito d. Anleihe... 


Berl. K.-Verein . 
Berl.-Hand.-Ges. 
Berl. W.-Cred. G. 
Braunschw. Bank 
Bremer * 
Coburg. Credit-A. 
Darmst, Zettel-B. 


5 
5 
5 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 |80%, bz Darmst. (abgest.) 
Poin. Pfandbriefe 4 |— — — Dess, Creditb.-A. 
dito III. Em...... 4 |85% B Dise.-Om.-Anthl. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 91 B. Genf. Creditb.-A. 
dito & 300 Fl. . 5 J B. Geraer Bank 
dito à 200 Fl. — 3 6. Hamb. Nrd. Bank 
Kurhess. 40 Thlr. — un 6. 5 er. „ 
Baden 35 Fl.... . .. . 130 B. Hanno. px 
Aetien-Gourse. a2 * 
Div. Z. Magd. N; 1 
2 1800| K.. Mein. Oreditb.-A. 
Aach.-Düsseld,..| 3141314178 bz. Minerva-Bwg.-A. 


4 
Aach.-Mastricht. | — 420 4 20%, ba. 
4 |50 bz 


Amst.-Rotterdam| — 50 bz. 
Berg.-Märkische | — 1105 bz. 

116.& 1161, be. 
114%, be. 


Berlin-Anhalter . 
144 ba. 
110%, bz. (i. D. 


4 

4 
Berlin-Hamburg. 4 
Berl.-Potsd.-Mgd. 4 

4 ) 

a |u7y, a 961%, 4 J, bz. 

1 % 
128 ½ br. 
a 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


Oester. Ordtb.-A. 
Pos. Prov.-Bank 
Preuss. B.- Anthl 
Schl. Bank-Ver. 
Thüringer Bank 
Weimar. Bank.. 


Franz.St.-Eisenb, 
Ludw.-Bexbach. 

Magd.-Halberst. . 
Magd.-Wittenbrg. 
Mainz-Ludw. A. 

Mecklenburger.. 
Münster-Hammer 
Neisse-Brieger .. 
Nioderschles. ... 
N.-Schl.-Zweigb, 


Berlin-Stetliner . 
Breslau-Freibrg. 
Cöm-Mindener 
129½ bz. 
206 
34 
10 


4 & 35 bz. 

11, 4 102 ba. u. G. 
47½ 4 ½ bz 

93%, bz. 


Nordb. Fr. W.) 44½ 4 % br. Frankfurt a. DI. ... |% 
dito Prior.... 1,1100% @. Petersburg 5 

Oberschles. A. 7% ½ l etw. bz. u. G. Warschau 
dito . 7% ½ 1 1½ ba. Bremen . |! 


Gld., 45% Thlr. Br., Mai⸗Juni 45 445 ½ Thlr. bez., 45% Thlr. 
Br., 45% Thlr. Old. una 46770 Vile bez, Br. und Glo, Juli⸗ 
Thlr. bez. — erſte, große und kleine, 42—47 Thlr. pr. 


rühjahr 24 —% Thlr. bez. und Br., 1 6 Thlr. Gld., 
e 


April 10% Thlr. Br., 10% Thlr. Gld., April⸗Mai 11—10% Thlr. bez., 
Br. und Gl 
Septbr.⸗Oktbr. It 7 


—y Thlr. 


= Ir. bez. und Gld., 20% Thlr. Br., Mai⸗Juni 0&— / — Thlr. 

„5 { 20 Koi. Id Sul 
bir, bez., Auguſt⸗Septbr. 21% 21% Thlr. bez., 
Thlr. bez. 


Rübbl 
Spi⸗ 


Breslau, 18. März. [Produktenmarkt.] Bei jehr mitelmäßigen 
Zufuhren und Offerten von Bodenlägern für Weizen und Roggen feſt, alle 
übrigen Körner unverändert, matt, letzte Preiſe behauptet. Del: und Klee⸗ 
ſaaten ohne Aenderung. — nz flau, pro 100 Quart loco 20, Dar 20 B. 

r. x 


— — 0 — —— 
Weißer Weizen . 80 86 90 95 Winterraps. . 85 90 9294 96 
Gelber Weizen . 80 86 90 94 Winterrübſen 80 84 87 89 91 
Brenner⸗Weizen . 65 70 74 76 Sommerrübſen 75 80 84 86 88 
Roggen . . 58 60 62 64 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 
Sehe „8 62 84 57 Thlr. 

a fer . . 28 30 32 33 — — 
Lo berbfen . 60 62 64 66 |Rotbe Kleeſaat 11 13 15 15% 16% 
uttererbſen .. 54 56 58 60 Weiße dito 8 12 3 18 21 
Biden „„ „ . 45 50 53 56 Thymothee 9 10 10% 11 11 


Theater⸗ Repertoire. 
den 18. März. (Kleine Preije) „Zampa, oder: Die 
Marmorbrant.“ Oper in 3 Abtheilungen, frei nach dem Franzöſiſchen 


„ k von Herold. i 
"tlg Bin, (eine le „Maria Stuart.“ Trauer 
U r. 


ſpiel in 5 Akten von Friedrich v. x 
N ntwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
W Gras, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. * 


Montag, 


